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Bericht des Ausschusses für volkswirtschaftliche Angelegenheiten
betreffend das Gesetz über den sachlichen Wirkungsbereich der Bundespolizeibehör-

den bei Vollziehung der Straßenverkehrsordnung 1960.

(L - 238/2 - XIX)

Gemäß Art. 15 Abs. 4 B-VG. 1929 in der Fassung
des Bundesverfassungsgesetzes BGBL Nr. 148/1960
"wird durch übereinstimmende Gesetze des Bundes
und des betreffenden Landes geregelt, inwieweit iin
örtlichen Wirkungsbereich von Bundespolizeibehör-
den diesen Behörden auf dem Gebiete der Straßen-
polizei die Vollziehung übertragen wird".

Die entsprechende bundesgesetzliche RegeluI!,g
enthält § 95 Straßenverkehrsordnung 1960- StVO.
1960.

Durch das Landesgesetz vom 13. Dezember 1960,
LGBL Nr. 53, womit der sachliche Wirkungsbereich
der Bundespolizeibehörden bei Vollziehung der
Straßenverkehrsordnung 1960 bestimmt wird, wurde
eine mit § 95 StVO. 1960 in seiner ursprünglichen
Fassung inhaltlich übereinstimmende landesgesetz-
liehe Regelung getroffen. Dieses Landesgesetz ist zu-
gleich mit der StVO. 1960 am 1. Jänner 1961 in Kraft
getreten. Mit diesem Zeitpunkt ist daher die in der
StVO. 1960 in ihrer ursprünglichen Fassung vorge-
sehene Zuständigkeit der Bundespolizeibehörden
zur Vollziehung dieses Gesetzes in Oberösterreich
wirksam geworden.

Der Nationalrat hat nun am 15. Juli 1964 die
Straßenverkehrsordnungsnovelle 1964 - StVO.-No-
velle 1964, BGBL Nr. 204, beschlossen. Durch die
StVO.-Novelle 1964 wird u. a. auch der § 95 StVO.
1960 abgeändert und ergänzt. Die bezüglichen Be-
stimmungen des Art. I der StVO.-Novelle 1964
haben folgenden Wortlaut:

,,64. § 95 Abs. 1 lit.a hat zu lauten:
,al die Handhabung der Verkehrspolizei

(§ 94 Abs. 1 lit. c Z. 1), soweit nicht be-
sondere Verkehrsverhältnisse, wie
insbesondere auf der Autobahn, oder
besondere Verkehrsspitzen eine über
den örtlichen Wirkungsbereich der
Bundespolizeibehörde hinausreichende
Handhabung der Verkehrspolizei er-
fordern,'.

65. Im § 95 Abs. 1 wird nach lit. g der Punkt
durch einen Beistrich ersetzt und dem
Abs. 1 folgende lit. hangefügt:
,h) die Sicherung des Schulweges (§ 97 al',"

Art. 11Abs. 2 ßer StVO.-Novelle 1964 normiert in
Ubereinstimmung mit Art. 15 Abs. 4 B-VG. 1929,daß
die den § 95 StVO. 1960 novellierenden Bestim-
mungen "in den einzelnen Ländern mit dem Inkraft-
treten eines entsprechenden Landesgesetzes, frühe-
stens jedoch gleichzeitig mit den übrigen Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes in Kraft treten."

Die in der StVO.-Novelle 1964 durch Novellierung
des § 95 StVO. 1960 vorgesehenen Änderungen hin-
sichtlich der Zuständigkeit der Bundespolizeibehör-
den bei Vollziehung der StVO. 1960 sind zweifellos
sachlich begründet. Uberdies ist es zweckmäßig, daß
die Kompetenz der Bundespolizeibehörden zur Voll-
ziehung der StVO. 1960 bundeseinheitlich geregelt
wird.

Um die in der StVO.-Novelle 1964 vorgesehenen
Änderungen des sachlichen Wirkungsbereiches der
Bundespolizeibehörden bei Vollziehung der StVO.
1960 in Oberösterreich herbeizuführen, ist es erfor-
derlich, die mit dem vorzitierten Landesgesetz
LGBL Nr. 53/1960 in Ubereinstimmung mit der ur-
sprünglichen Fassung des § 95 StVO. 1960 getroffene
landes gesetzliche Regelung in Ubereinstimmung mit
§ 95 StVO. 1960 in der Fassung der StVO.-Novelle
1964 zu bringen.

Das Bundeskanzleramt- Verfassungsdienst hat in
seiner Stellungnahme zum vorliegenden Gesetzent-
wurf die Meinung vertreten, daß die Ubernahme der
Bestimmung des § 95 Abs. 3 StVO. 1960als § 1 Abs. 3
des Gesetzentwurfes bedenklich sei, weil diese Be-
stimmung inhaltlich verfahrensreehtlicher Natur sei.
Dem muß entgegengehalten werden, daß bereits im
vorzitierten Landesgesetz LGBLNr. 53/1960 die dem
§ 95 Abs. 3 StVO. 1960 gleichlautende Bestimmung
des § 1 Abs. 3 übernommen wurde. Ebenso wie da-
mals ist auch heute die Erlassung einer dem §95
Abs. 3 StVO. gleichlautenden Bestimmung erforder-
lich, . da sonst diese Bestimmung in Oberösterreieh
nicht gelten würde. Ja es könnten sogar Zweifel auf-
tauchen, ob aueh die übrigen Bestimmungen des § 95
StVO. in Oberösterreich Geltung erlangen würden,
da doch die Ubernahme nur eines Teiles einer Rege-
lung dem Gebot der Ubereinstimmung sicher nicht
gerecht wird. § 103 Abs. 2 StVO. 1960 bestimmt
nämlich, daß der § 95 in den einzelnen Ländern mit
dem Inkrafttreten eines entsprechenden - gemäß
Art. 15 Abs.4 B-VG.1929 kann dies nur heißen "über-
einstimmenden" - Landesgesetzes in Kraft tritt.

Gemäß § 2 Abs. 1 soll das im Entwurf vorliegende
Landesgesetz am 1. Oktober 1964, das ist der Tag,
an dem die übrigen Bestimmungen der StVO.-No-
velle 1964 wirksam werden, in Kraft treten. Dazu
hat das Bundeskanzleramt - Verfassungsdienst in
seineT Stellungnahme ausgeführt, daß die rückwir-
kende Normierung behördlicher Zuständigkeiten in
bedenklichem Maß'e die Rechtssicherheit beein-
trächtige. Diese Uberlegung ist wohl richtig. Dennoch
kann ihr im gegebenen Falle keine entscheidende
Bedeutung zukommen, weil der Bundesgesetzgeber
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durch die mit der StVO.-Novelle 1964 u. a. erfolgte
Novellierung des § 94 Abs. 1 lit. c eine Rechtslage
geschaffen hat, die das rückwirkende Inkrafttreten
des vorliegenden Gesetzentwurfes erfordert. Ge-
mäß § 94'StVO. 1960in der Fassung der StVO.cNo-
velle 1964 ist nämlich mit 1. Oktober 1964 die Zu-
ständigkeit zur Handhabung der Verkehrspolizei,
soweit besondere Verkehrsverhältnis·se, wie insbe-
sondere auf der Autobahn, oder be·sondere Verkehrs-
spitzen eine über den Verwaltungsbezirk hinaus-
reichende Handha'bung der Verkehrspolizei erfor-
dern, von den Bezirksverwaltungsbehörden auf die
Landesregierung übergegangen. Die zu § 94 Abs. 1
lit. c StVO. 1960 korrespondierende Bestimmung des
~ 95 Abs. 1 lit. a StVO. 1960 über den Wirkungs-
bereich der Bundespolizeibehörden wurde durch die
.StVO.-Novelle 1964 ebenfalls dementsprechend no-
velliert. Diese NoV'ellierung des § 95 Abs. 1 lit. a

Li n z, am 13. November 1964.

Diwold

Obmann

StVO. tritt - wie bereits oben dargestellt - aber
eIst mit einer inhaltJlich gleichen landesgesetzlichen
R'egelung in Kraft. Würde diese landesg'esetzliche
Regelung, die im :vorliegenden Gesetzentwurf im
§ 1 Abs. 1 lit. a enthalten ist, erst nach dem 1. Ok-
tcber 1964 wirksam werden, wäre die unerläßliche
Ub~reinstimmung mit der am 1. Oktober 1964 be-
reits wirksam gewordenen Zuständigkeit der Lan-
desregierung zur Handhabung der Ve'rkehrspoli:z;ei
im örtlichen Wirkungsbereich von Bundespolizei-
behörden nicht gegeben.

Der Ausschuß für volkswirtschaftliche Angelegen-
heiten beantragt, der Hohe Landtag möge das beige-
fügte, Gesetz über den sachlichen Wirkungsbereich
de.· Bundespolizeibehörden. bei Yollziehung der
Straßenverkehrsordnung 1960 beschließen.

Dr. Zamponi

Berichterstatter
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Gesetz

vom .
über den sachlichen Wirkungsbereich der Bundespolizeibehörden bei Voll ziehung der Straßenverkehrs-

. ordnung 1960.

Der o. Ö. Landtag hat gemäß Art. 15 Abs. 4 B-VG..
1929 in der Fassung de·s Bundesverfassungsgesetzes
BGBL NT. 148/W60 beschlossen:

§ 1.
Ubereinstimmend mit § 95 der Straßenve~kehrs-

ordnung 1960 - StVO. 1960, BGBL NT. 159, in der
Fassung der Straßenverkehrsordnungsnovelle 1964,
BGBL NT. 204, gilt bezüglich des sachlichen Wir-
kungsbereiches der Bundespolizeibehörden bei Voll-
ziehung der Straßenverkehrsordnung 1960 folgen-
des:

(1) Im örtlichen Wirkungsbereich einer Bundes-
polizeibehörde obliegt dieser
a) die Handhabung der Verkehrspolizei (§ 94 Abs. 1

lit. c Z. 1 StVO. 1960 in der Fassung der StVO.-
Novelle 1964), soweit nicht besondem Verkehrs-
verhältnisse, wie insbesondere auf der Autobahn,
oder besond·ere Verkehrsspitzen -eine über den
örtlichen Wirkungsbereich der Bundespolizei-
behörde hinausreichende Handhabung der Ver-
kehrspolizei erfordern,

b) die Ausübung des Verwaltungsstrafl'echtes (§§ 99
und 100 StVO. 1960) einschließlich der Führung
des Verzeichnisses von Bestrafungen (§ 9'6StVO.
1960), j1edoch nicht die Ausübung .des Verwal-
tungsstrafl'echtes hinsichtlich Ubertretungen der
Bestimmungen über die 'Benützung der Straß'e zu
verkehrsfremden Zwecken (X. Abschnitt der
StVO. 1960),

c) die Anordnung der Teilnahme am Verkehrsunter-
richt und die Durchführung des Verkehrsunter-
richtes (§ 101 StVO. 1960),

d) die Schulung und Ermächtigung von Organen der
Straßenaufsicht zur Prüfung der Atemluft auf
Alkohol-gehalt sowie überhaupt die Handhabung

, des § 5 StVO. 1960,
e) das Verbot des Lenkens von Fahrzeugen (§ 59

StVO. 1960),
f) die Bewilligung sportlicher VeranstaltungeH

(§ 64 StVO. 1960),
g) die Entgegennahme der Anzeigen von Umzügen

(§ 86 StVO. 1960),
h) die Sicherung des Schulweges (§ 97 a StVO. 1960

in der Fassung der StVO.-Novelle 1964) ..
(2) Die Bundespolizeibehörden dürfen die ihnen

obliegenden Angelegenheiten nicht auf die Ge-
meinde (§ 94 Abs. 3 StVO. 1960) übertragen.

(3) Die Bundespolizeibehörden haben bei Amts-
handlungen nach A'bs. 1 lit. fund '9 den Orbsgemein-
den Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

§ 2.
(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1964 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt das Gesetz vom 13. Dez'emher

1960, LGBL NT. 53, womit: der sachliche Wirkungs-
bereich der Bundespolizeibehörden bei Vollziehung
d·er Straßenverkehrsordnung 1960 bestimmt wird,
außer Kraft.


